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stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Das 
ist die Fraktion der AfD. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 18/4359 mit dem von mir festgestellten 
Abstimmungsergebnis bei Nichtanwesenheit des 
fraktionslosen Abgeordneten Dr. Blex angenommen 
und verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

19 Gesetz zur Änderung des Landespersonalver-
tretungsgesetzes und weiterer Gesetze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/3065 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 18/4334 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 3). 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Haushalts- 
und Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 
18/4334, den Gesetzentwurf Drucksache 18/3065 
mit den in seiner Beschlussempfehlung näher be-
zeichneten Änderungen anzunehmen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 18/4334 und nicht über den Ge-
setzentwurf selbst. Wer stimmt der Beschlussemp-
fehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
der FDP. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/3065 in der Fassung der Beschlüsse des Aus-
schusses mit dem von mir festgestellten Abstim-
mungsergebnis bei Nichtanwesenheit des fraktions-
losen Abgeordneten Dr. Blex angenommen und 
verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

20 Mithilfe von Agroforstsystemen Synergieeffekte 
für Naturschutz und Landwirtschaft schaffen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/3661 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 18/3661 an den Ausschuss für Umwelt, 
Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Fors-
ten und ländliche Räume. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung sollen nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des Ausschusses erfolgen. Wer 

dieser Überweisungsempfehlung zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Niemand. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung mit dem von mir festgestellten Abstim-
mungsergebnis bei Abwesenheit des fraktionslosen 
Abgeordneten Dr. Blex angenommen. 

Ich rufe auf: 

21 Wahl eines Mitglieds in das Kontrollgremium 
gemäß § 23 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/4298 

Gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen wählt der Land-
tag die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums aus seiner 
Mitte. Gewählt ist, wer die Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereint. Eine 
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht 
vorgesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Die Fraktion der 
AfD hat gemäß § 44 unserer Geschäftsordnung eine 
namentliche Abstimmung zu dem Wahlvorschlag 
Drucksache 18/4298 beantragt. Nach Abs. 2 dieses 
Paragrafen erfolgt die namentliche Abstimmung 
durch Aufruf der Namen der Abgeordneten. Die Ab-
stimmenden haben bei Namensaufruf mit Ja oder 
Nein zu antworten oder zu erklären, dass sie sich der 
Stimme enthalten. Ich bitte die Kollegen Schriftführer, 
mit dem Namensaufruf zu beginnen. Herr Sträßer, 
bitte schön. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Befindet sich noch jemand im Saal, der nicht aufge-
rufen wurde? – Das ist nicht der Fall.  

Dann schließe ich die Abstimmung und unterbreche die 
Sitzung zur Auszählung der abgegebenen Stimmen. 

(Die Auszählung erfolgt.) 

Ich eröffne die Sitzung wieder und gebe Ihnen das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt. 
175 Abgeordnete haben ihre Stimme abgegeben. Mit 
Ja stimmten 12 Abgeordnete. Mit Nein stimmten 163 
Abgeordnete. Der Stimme enthalten hat sich nie-
mand (siehe Anlage 4). Damit ist der Wahlvorschlag 
Drucksache 18/4298 abgelehnt. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wir kommen zu: 
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Anlage 3 

Zu TOP 19 – „Gesetz zur Änderung des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes und weiterer 
Gesetze“ – zu Protokoll gegebene Reden  

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Die Covid-19-Pandemie hat uns alle vor große 
Herausforderungen gestellt. Auch die Personal-
vertretungen des Landes bilden hierbei keine Aus-
nahme. 

Um einen geregelten Sitzungsbetrieb zu gewähr-
leisten, haben wir das Personalvertretungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen – das LPVG – 
während der Pandemie kurzfristig angepasst und 
die Beschlussfassung durch Umlaufverfahren oder 
elektronische Abstimmung ermöglicht. Die Rege-
lungen waren allerdings nur befristet. 

In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Möglich-
keit, Personalratssitzungen mittels Video- oder 
Telefonkonferenz durchzuführen, ein hilfreiches 
Instrument für die Geschäftsführung der Personal-
räte ist und die Arbeits- und Handlungsfähigkeit 
der Personalvertretungen stärkt. 

Durch die fortschreitende Digitalisierung der Ver-
waltung wächst zudem der Anteil der Beschäftig-
ten, die ortsungebunden oder in flexiblen Arbeits-
zeitmodellen arbeiten. Die Digitalisierung von Ver-
waltungsprozessen ist daher folgerichtig und not-
wendig.  

Der vorgelegte und im Unterausschuss Personal, 
im Haupt- und Finanzenausschuss sowie im 
Rechtsausschuss behandelte Gesetzentwurf, der 
die Möglichkeit eröffnet, Personalratssitzungen 
mittels Video- oder Telefonkonferenz durchzufüh-
ren, lässt die Belange aller Beteiligten einfließen 
und stärkt die Arbeit der Personalvertretung. 

Zur abschließenden Beratung und Abstimmung 
im Unterausschuss Personal des Haushalts- und 
Finanzausschusses und im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss lag ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vor. 

Mit dem Änderungsantrag wird eine rechtssichere 
Möglichkeit geschaffen, Personalversammlungen 
vollständig oder teilweise digital durchzuführen. 

Darüber hinaus wird die Übertragung der Perso-
nalversammlung in Nebenstellen und Teile der 
Dienststelle ermöglicht. Die Folgen und Rahmen-
bedingungen der Pandemie der vergangenen 
Jahre haben einen entsprechenden Bedarf ge-
zeigt. 

Die Regelung ist angemessen und fortschrittlich 
zugleich. Sie trägt der veränderten Lebenswirk-
lichkeit Rechnung. 

Die Verantwortung zur Durchführung der Perso-
nalversammlung liegt weiterhin beim Personalrat. 
Natürlich muss gewährleistet werden, dass alle 
zugeschalteten Beschäftigten die Möglichkeit ha-
ben, Fragen und Anträge zu stellen. Das ist doch 
klar! 

Selbstverständlich sind auch das Gebot der Nicht-
öffentlichkeit sowie die allgemeinen Sicherheits- 
und Datenschutzgrundsätze zu beachten. Eine 
Aufzeichnung der Personalversammlung ist unzu-
lässig. 

Auch das Richter- und Staatsanwältegesetz 
wurde bereits während der Pandemie im Hinblick 
auf die Möglichkeiten der Beschlussfassung in 
den Gremien angepasst. 

Um einen möglichen Gleichlauf für die Durchfüh-
rung von Sitzungen der Richter- und Staatsan-
waltsräte sowie der Präsidialräte zu gewährleis-
ten, werden nun zugleich die entsprechenden Vor-
schriften des Landesrichter- und Staatsanwälte-
gesetzes angepasst. 

Jörg Blöming (CDU):  

Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/3065, wurde 
durch das Plenum am 8. März 2023 nach der ers-
ten Lesung zur federführenden Beratung an den 
Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses sowie zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuss überwiesen. 

Der Unterausschuss Personal, in dem ich Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion bin, hat eine 
schriftliche Anhörung zu diesem Gesetzentwurf 
durchgeführt. 

In unserer Sitzung am 25. April 2023 haben wir 
uns ausführlich mit diesen Stellungnahmen ausei-
nander gesetzt. Eine Auswertung der Anhörung 
erfolgte in der Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses am 27. April 2023; die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung in gemeinsa-
mer Sitzung mit dem Unterausschuss Personal 
des Haushalts- und Finanzausschusses am 11. 
Mai 2023. 

In den zur schriftlichen Anhörung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden die Ziele des vorgelegten 
Gesetzentwurfs einhellig begrüßt. 

Die in der Coronapandemie befristet etablierte 
Praxis hat sich bewährt und wird verstetigt – das 
ist nur folgerichtig. Sie trägt den Bedingungen von 
„New Work“ mit häufigerem Homeoffice Rech-
nung, trägt bei zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und verbessert die kurzfristigen Reaktions-
möglichkeiten auf unvorhergesehene Ereignisse. 
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Verschiedene Stellungnahmen regten über den 
ursprünglich vorlegten Gesetzentwurf hinausge-
hende Änderungen an. Bei einigen Anregungen 
bestehen zum jetzigen Zeitpunkt noch erhebliche 
rechtliche Bedenken, die es zu klären gilt – bei-
spielsweise bei der digitalen Durchführung von 
Personalratswahlen. 

Andere Vorschläge gehen über den Kern dieser 
Gesetzesnovelle deutlich hinaus und betreffen an-
dere Bereiche des LPVG, sie könnten eventuell in 
einer späteren Überarbeitung erneut aufgegriffen 
werden. 

In einem Bereich haben wir aber die Möglichkeit 
gesehen, durch eine Änderung eine weitere Ver-
besserung rechtssicher umzusetzen; bisher gibt 
es einen gewissen rechtlichen Schwebezustand: 
Digitale Personalversammlungen sind zwar nicht 
untersagt, aber auch nicht explizit vorgesehen. 

Das möchten wir mit diesem Antrag ändern und 
so einen weiteren Modernisierungsimpuls setzen. 
Dafür möchte ich um Ihre Zustimmung werben! 

Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksa-
che 18/3065, wurde im federführenden Unteraus-
schuss Personal des HFA und im Haushalts- und 
Finanzausschuss am 11. Mai 2023 abgestimmt. 
Bei der Abstimmung wurde dieser sowohl im Un-
terausschuss Personal des HFA als auch im 
Haushalts- und Finanzausschuss mit den Stim-
men der Fraktionen der von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der 
Fraktion der FDP und der Fraktion der AfD ange-
nommen. So wird es heute niemanden überra-
schen, dass die CDU-Landtagsfraktion bei diesem 
Votum bleibt und dem Gesetzentwurf zustimmt. 

Stefan Zimkeit (SPD):  

Die geplanten Änderungen sollen die aus der 
Coronazeit eingeführten Regelungen zur Durch-
führung von digitalen Personalversammlungen 
dauerhaft implementieren. Wir stimmen diesem 
zu, auch weil dies wie bisher die Ausnahme blei-
ben soll und nur durch qualifizierten Beschluss der 
Personalräte durchgeführt werden kann. Die Prä-
senzveranstaltungen bleiben dabei die Regel, das 
digitale Format die Ausnahme. 

Für uns bleibt es wichtig, dass alle Beschäftigten 
auch weiterhin die Möglichkeit haben, ihre Rechte 
ausüben zu können und gleichzeitig den digitalen 
Möglichkeiten Rechnung zu tragen. 

Simon Rock (GRÜNE):  

Zu Beginn der Coronapandemie im April 2020 
wurde im Landtag eine zunächst befristete Ände-
rung des Landespersonalvertretungsgesetzes be-
schlossen. Diese Änderung hat es ermöglicht, 

Personalratssitzungen unter anderem auch als Vi-
deokonferenzen durchführen zu können. Nach-
dem diese Regelung mehrfach verlängert wurde, 
ist sie aktuell bis zum 30.06.2023 befristet. Die 
durch die Coronapandemie nachhaltig veränder-
ten Arbeitsweisen hin zu mehr Telearbeit legen es 
jedoch nahe, diese Veränderung unbefristet vor-
zunehmen. Genau dem kommt der vorliegende 
Gesetzentwurf nach. Das begrüßt meine Fraktion 
ausdrücklich.  

Der Unterausschuss Personal des Haushalts- und 
Finanzausschusses hat eine schriftliche Anhörung 
zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt. Im Rah-
men dieser Anhörung wurde die beabsichtigte Än-
derung einhellig begrüßt, es wurden jedoch auch 
etwa durch die Landespersonalrätekonferenzen 
weitere Änderungen hin zu mehr Digitalisierung 
und Flexibilisierung vorgeschlagen.  

Als regierungstragende Fraktionen haben sich 
CDU und Grüne die vorgeschlagenen Änderun-
gen angesehen und sinnvolle Vorschläge erkannt. 
Viele dieser Vorschläge nehmen wir mit in unsere 
weitere Beratung. Einen Vorschlag haben wir je-
doch bereits in den Haushalts- und Finanzaus-
schuss eingebracht, der dieser Änderung mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und Grü-
nen zugestimmt hat. Mit dieser Änderung schaffen 
wir eine Rechtsgrundlage dafür, dass Personal-
versammlungen ebenfalls hybrid oder digital statt-
finden können. Dies ist eine wichtige Änderung im 
Sinne der Beschäftigen, die Rechtsunsicherheiten 
beseitigt.  

Dem vorliegenden Gesetzentwurf in der durch die 
Regierungsfraktionen geänderten Fassung stimmt 
meine Fraktion selbstverständlich zu.  

Ralf Witzel (FDP):  

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, 
Erleichterungen aus Zeiten der Coronapandemie 
dauerhaft fortzusetzen. Dem wollen wir grundsätz-
lich nicht im Wege stehen. Zugleich zeigen die 
schriftlichen Stellungnahmen: An etlichen Stellen 
besteht noch Klärungs- und Verbesserungsbe-
darf. Daher halten wir das Gesetz in seiner aktuel-
len Form noch nicht für überzeugend.“ 

Dr. Hartmut Beucker (AfD):  

Der Antrag zieht nicht nur Lehren aus der Corona-
Epidemie, sondern leistet auch einen Beitrag zur 
Digitalisierung der Verwaltung. Sämtliche in den 
Ausschusssitzungen vorgebrachten Einwendun-
gen lassen sich unproblematisch auf dem Wege 
von dienstrechtlichen Regelungen unterhalb des 
Gesetzes einer Lösung zuführen. Wir werden da-
her dem Antrag zustimmen.  


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 18/33
	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 18/33

